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Sehr geehrte Mandanten,

deutsches Steuerrecht ist effizient und genau. Daher behauptete der

Fiskus auch standhaft, dass die Kopie einer Rechnungskopie keine

Kopie der Rechnung ist.

Aufgekocht ist diese wahnwitzige Unterscheidung beim Vorsteuerver-

gütungsverfahren. Dafür ist nämlich Voraussetzung, dass "auf elektro-

nischem Weg die Rechnungen und Einfuhrbelege in Kopie" beigefügt

werden. In einem aktuell entschiedenen Streitfall hatte ein Unterneh-

mer dem Antrag auf Vorsteuervergütung Rechnungen in elektroni-

scher Form beigefügt, die jedoch den Aufdruck "Kopie" trugen.

Messerscharf erkannte das Finanzamt, dass die elektronische Kopie

(Scan) nicht vom Original, sondern von einer Kopie des Originals

gemacht wurde. Exakt aus diesem Grund lehnte der Fiskus die Vorsteu-

ervergütung ab.

Erfreulicherweise hat der Bundesfinanzhof (Az: XI R 24/16) in diesem

Fall jedoch klargestellt, dass die Rechnung auch dann "in Kopie" beige-

fügt ist, wenn das elektronisch übermittelte Dokument eine original-

getreue Reproduktion der Rechnung ist.

Leider hat die Finanzverwaltung in weiser Voraussicht mittlerweile

das Gesetzt geändert: Seit 2015 müssen eingescannte Originale einge-

reicht werden.

Ob Kopie oder doch nur eine Kopie einer Kopie (oder fast schon die

teuflische Kopie einer Kopie von einer Kopie der Kopie), kann daher im

effizienten und genauen deutschen Steuerrecht durchaus bedeutsam

sein. Sie brauchen sich jedoch nicht mit dieser Unterscheidung herum-

plagen, denn wir sind das Original!

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.3.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.3. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge März 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für März 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.3.2018.

Studium im Rentenalter: Werbungskostenabzug nur 
unter bestimmten Voraussetzungen

Aufwendungen für ein Studium im altersbedingten Ruhestand stellen 

nur dann vorweggenommene Werbungskosten oder Betriebsausga-

ben dar, wenn der Steuerpflichtige nachvollziehbar und substantiiert 

darlegt, dass er im Anschluss eine nachhaltige Erwerbsquelle hieraus 

schafft. Im Zuge einer Gesamtwürdigung sind auch das Alter des Steu-

erpflichtigen nach Beendigung des Studiums sowie die wirtschaftliche 

Notwendigkeit für die Schaffung einer (neuen) Erwerbsquelle einzube-

ziehen. Auf ein entsprechendes Urteil des FG Schleswig-Holstein weist 

der Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-Anhalt hin.

Auch der Sonderausgabenabzug von Aufwendungen für die eigene 

Berufsausbildung nach § 10 Absatz 1 Nr. 7 Einkommensteuergesetz 

(EStG) erfordere das Streben des Steuerpflichtigen nach einer nach-

haltigen berufsmäßigen Anwendung der erlernten Fähigkeiten zur Er-

zielung von Einkünften.

Im Urteilsfall war der Kläger laut Steuerberaterverband ein leiden-

schaftlicher Theaterbesucher und -kenner. Nach Abschluss seiner 

nichtselbstständigen Berufslaufbahn habe er im Alter von 63 Jahren 

das Studium der Theaterwissenschaft aufgenommen. Entsprechend 

der Auffassung des Finanzamts habe auch das Schleswig-Holsteinische 

FG den Kostenabzug sowohl als Werbungskosten, Betriebsausgaben 

als auch Sonderausgaben abgelehnt. Das Gericht sei nicht davon über-

zeugt gewesen, dass der insoweit feststellungsbelastete Kläger beab-

sichtigt, nach Beendigung des Studiums einer nachhaltig ausgeprägten 

Erwerbstätigkeit nachzugehen.

Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-Anhalt, PM vom 

28.09.2017 zu Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 

16.05.2017, 4 K 41/16

Irrtümliche Abladung: Verletzt rechtliches Gehör

Wird die Klägerin in einem finanzgerichtlichen Verfahren zur münd-

lichen Verhandlung irrtümlich wieder abgeladen, so verletzt dies ihr 

Recht auf rechtliches Gehör und es liegt ein absoluter Revisionsgrund 

vor. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Die Pflicht des Gerichts zur Gewährung rechtlichen Gehörs erfordere 

es unter anderem, den Verfahrensbeteiligten Gelegenheit zu geben, 

sich zu entscheidungserheblichen Tatsachen und Beweisergebnissen 

zu äußern und ihre für wesentlich gehaltenen Rechtsansichten vorzu-

tragen, so der BFH (vgl. Beschlüsse des vom 06.11.2007, IX B 64/07 

und vom 01.04.2009, IX B 174/07). Daran fehle es, wenn die Kläge-

rin zur vom Finanzgericht angesetzten mündlichen Verhandlung nicht 

ordnungsgemäß geladen worden sei.

Dem Fall einer nicht ordnungsgemäßen oder fehlenden Ladung sei 

die Konstellation gleichzusetzen, dass die Klägerin zwar zunächst ord-

nungsgemäß zum Termin zur mündlichen Verhandlung geladen wor-

den ist, danach jedoch irrtümlich abgeladen wird. Eine dennoch zu 

dem Termin durchgeführte mündliche Verhandlung verletze das Recht 

der Klägerin auf rechtliches Gehör. Dies stelle nach der Finanzgerichts-

ordnung einen absoluten Revisionsgrund dar.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 03.08.2017, IX B 63/17
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Erst Einspruch, dann Änderungsantrag geht nicht

Gibt es zwischen einem Steuerzahler und dem Finanzamt Streit über 

einen Sachverhalt in der Steuererklärung (hier ging es um einen Vor-

steuerabzug aus Beratungsleistungen), so kann der Steuerzahler nicht 

gleichzeitig mit zwei „Mitteln“ gegen die – aus seiner Sicht falschen – 

Bewertungen angehen. 

In dem Fall vor dem Finanzgericht Münster hatte er Einspruch gegen 

den Bescheid eingelegt, der als unbegründet zurückgewiesen wurde. 

Innerhalb der nun möglichen Klagefrist stellte der Steuerzahler aber 

lediglich einen so genannten Änderungsantrag – er reichte eine Klage 

nicht ein. 

Bei der Entscheidung über diesen Antrag konnte das Finanzamt dann 

nur auch Sachverhalte anwenden, die nicht auch Gegenstand der Ein-

spruchsentscheidung waren. Die Norm gebiete es nicht, Tatsachen 

und Rechtsfragen, über die in der Einspruchsentscheidung bereits ent-

schieden worden ist, per „Änderungsantrag“ nicht erneut zu prüfen. 

„Eine nochmalige sachliche Überprüfung stünde in Widerspruch zu 

den durch das Einspruchsverfahren gewährten Rechtsschutzmöglich-

keiten. 

FG Münster, 5 K 3971/14 U vom 19.10.2017

Alten- und Pflegeheimunterbringung von Ehegatten: 
Kürzung um Haushaltsersparnis für beide Ehegatten

Steuerpflichtige können Aufwendungen für die krankheitsbedingte 

Unterbringung in einem Alten- und Pflegeheim nach Kürzung um eine 

Haushaltsersparnis als außergewöhnliche Belastung geltend machen. 

Sind beide Ehegatten krankheitsbedingt in einem Alten- und Pflege-

heim untergebracht, ist für jeden der Ehegatten eine Haushaltserspar-

nis anzusetzen, wie der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat.

Im Streitfall waren die verheirateten Kläger seit Mai 2013 krankheits-

bedingt in einem Alten- und Pflegeheim untergebracht. Sie bewohn-

ten ein Doppelzimmer (Wohnschlafraum mit einem Vorraum, Einbau-

schrank, Dusche und WC). Einen weiteren Haushalt unterhielten sie 

seither nicht mehr. Für die Unterbringung in dem Heim, Verpflegung 

und Pflegeleistungen entstanden den Eheleuten nach Abzug von Er-

stattungsleistungen anderer Stellen Kosten in Höhe von circa 27.500 

Euro. Diese minderten sie monatsanteilig um eine Haushaltsersparnis 

für eine Person und machten den Restbetrag in ihrer Einkommensteu-

ererklärung als außergewöhnliche Belastung nach § 33 Einkommen-

steuergesetzes (EStG) geltend. Die Berechnung der ersparten Verpfle-

gungs- und Unterbringungskosten erfolgte auf der Grundlage des in § 

33a EStG geregelten Unterhaltshöchstbetrags, der sich im Streitjahr 

2013 auf 8.130 Euro belief.

Das Finanzamt setzte hingegen eine Haushaltsersparnis für beide Ehe-

leute an und kürzte die geltend gemachten Aufwendungen entspre-

chend. Die hiergegen erhobene Klage wies das Finanzgericht zurück.

Der BFH bestätigte die Vorinstanz weitgehend. Sind beide Ehegatten 

krankheitsbedingt in einem Alten- und Pflegeheim untergebracht, sei 

für jeden der Ehegatten eine Haushaltsersparnis anzusetzen, wenn da-

neben kein weiterer Haushalt geführt werde. Denn die Eheleute sei-

en beide durch die Aufgabe des gemeinsamen Haushalts um dessen 

Fixkosten wie Miete oder Zinsaufwendungen, Grundgebühr für Strom, 

Wasser et cetera sowie Reinigungsaufwand und Verpflegungskosten 

entlastet. Zudem sei der Ansatz einer Haushaltsersparnis in Höhe 

der ersparten Verpflegungs- und Unterbringungskosten für jeden 

Ehegatten zur Vermeidung einer Doppelbegünstigung geboten. Bei 

den personenbezogenen Alten- und Pflegeheimkosten enthaltenen 

Aufwendungen für Nahrung, Getränke, übliche Unterkunft und Ähn-

liches handele es sich um typische Kosten der Lebensführung eines je-

den Steuerpflichtigen, die bereits durch den in § 32a EStG geregelten 

Grundfreibetrag steuerfrei gestellt seien. Die Klage hatte daher nur 

im Hinblick auf die stufenweise Ermittlung der zumutbaren Belastung 

entsprechend dem BFH-Urteil vom 19.01.2017 (VI R 75/14) Erfolg.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 04.10.2017, VI R 22/16

Kirchensteuer: Bei „positiver“ Günstigerprüfung kann 
Sonderausgabe geltend gemacht werden

Wird die Kirchensteuer im Rahmen einer Veranlagung privater Kapital-

einkünfte mit der tariflichen Einkommensteuer ermittelt und abgezo-

gen (was zum Beispiel bei Sparvermögen der Fall sein kann, wenn der 

Sparer über die Günstigerprüfung eine individuelle Progression unter 

25 % aufweisen kann), so kann der Steuerzahler dies in der Steuerer-

klärung als Sonderausgabe geltend machen.



Schaufenster Steuern Mandantenbrief HANK und PARTNER mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

Schwäbisch Hall 5

Ein Wegfall des Sonderausgabenabzugs würde ansonsten in einer sol-

chen Konstellation bedeuten, dass trotz voller Besteuerung eine Dop-

pelbelastung eintreten würde. Es dürfe „nichts anderes gelten als für 

regulär tariflich besteuerte Kapitalerträge“. 

FG Düsseldorf, 15 K 1640/16 vom 16.11.2016

Insolvenzbedingter Ausfall einer privaten  
Darlehensforderung als Verlust bei den Einkünften 
aus Kapitalvermögen

Der endgültige Ausfall einer Kapitalforderung führt nach Einführung 

der Abgeltungsteuer zu einem steuerlich anzuerkennenden Verlust in 

der privaten Vermögenssphäre. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) 

für den Fall der Insolvenzeröffnung beim Darlehensnehmer zu Einkünf-

ten aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 des Einkommensteu-

ergesetzes (EStG) entschieden.

Im Urteilsfall gewährte der Kläger einem Dritten in 2010 ein verzinsli-

ches Darlehen. Seit August 2011 erfolgten keine Rückzahlungen mehr. 

Über das Vermögen des Darlehensnehmers wurde das Insolvenzver-

fahren eröffnet. Der Kläger meldete die noch offene Darlehensforde-

rung zur Insolvenztabelle an und machte den Ausfall der Darlehensfor-

derung als Verlust bei den Einkünften aus Kapitalvermögen geltend. 

Dem folgten Finanzamt und Finanzgericht (FG) nicht.

Die Revision hiergegen hatte Erfolg. Der BFH hob das finanzgerichtli-

che Urteil auf und verwies die Sache an das FG zurück. Nach seinem 

Urteil soll mit der Einführung der Abgeltungsteuer seit 2009 eine 

vollständige steuerrechtliche Erfassung aller Wertveränderungen im 

Zusammenhang mit Kapitalanlagen erreicht werden. Nach dem Urteil 

des BFH wird damit die traditionelle Trennung von Vermögens- und 

Ertragsebene für Einkünfte aus Kapitalvermögen aufgegeben. In der 

Folge dieses Paradigmenwechsels führt der endgültige Ausfall einer 

Kapitalforderung i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG zu einem gemäß § 20 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 EStG steuerlich zu berücksichtigenden 

Verlust. Insoweit ist nunmehr eine Rückzahlung der Kapitalforderung, 

die – ohne Berücksichtigung der in § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG gesondert 

erfassten Zinszahlungen – unter dem Nennwert des hingegebenen 

Darlehens bleibt, dem Verlust bei der Veräußerung der Forderung 

gleichzustellen.

Wie die Veräußerung ist nach dem Urteil des BFH auch die Rückzah-

lung ein Tatbestand der Endbesteuerung. Danach liegt ein steuerbarer 

Verlust aufgrund eines Forderungsausfalls erst dann vor, wenn endgül-

tig feststeht, dass (über bereits gezahlte Beträge hinaus) keine (weite-

ren) Rückzahlungen (mehr) erfolgen werden. Die Eröffnung eines In-

solvenzverfahrens über das Vermögen des Schuldners reicht hierfür in 

der Regel nicht aus. Etwas anderes gilt, wenn die Eröffnung des Insol-

venzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder aus anderen Grün-

den feststeht, dass keine Rückzahlung mehr zu erwarten ist. Hierzu hat 

das FG in einem zweiten Rechtsgang weitere Feststellungen zu treffen.

Inwieweit diese Grundsätze auch für einen Forderungsverzicht oder 

etwa den Verlust aus der Auflösung einer Kapitalgesellschaft gelten, 

hatte der BFH nicht zu entscheiden. Auch in diesem Bereich dürfte je-

doch die mit der Abgeltungsteuer eingeführte Quellenbesteuerung die 

traditionelle Beurteilung von Verlusten beeinflussen. 

BFH, vom 20.12.2017 zu Urteil vom 24.10.2017, VIII R 13/15

Nutzung zu eigenen Wohnzwecken: Auch Zweit-  
und Ferienwohnungen sind begünstigt

Ein Gebäude wird auch dann zu eigenen Wohnzwecken genutzt, wenn 

es der Steuerpflichtige nur zeitweilig bewohnt, sofern es ihm in der üb-

rigen Zeit als Wohnung zur Verfügung steht. Unter § 23 Absatz 1 Satz 

1 Nr. 1 Satz 3 Einkommensteuergesetz (EStG) können deshalb auch 

Zweitwohnungen, nicht zur Vermietung bestimmte Ferienwohnungen 

und Wohnungen, die im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung 

genutzt werden, fallen, wie der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden 

hat.

Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken „im Jahr der Veräußerung und 

in den beiden vorangegangenen Jahren“ (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 

Satz 3  2. Alternative EStG) liegt laut BFH vor, wenn das Gebäude in 

einem zusammenhängenden Zeitraum genutzt wird, der sich über drei 

Kalenderjahre erstreckt, ohne sie – mit Ausnahme des mittleren Kalen-

derjahrs – voll auszufüllen.

Die Klägerin und und ihr Bruder erwarben 1998 von ihrem Vater ein 

bebautes Grundstück in A zu jeweils hälftigem Miteigentum. Sie ver-

mieteten die Immobilie anschließend an den Vater. Das Mietverhältnis 

endete Ende November 2004. Danach nutzte die Klägerin die Immo-
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bilie selbst. Am 02.06.2006 erwarb sie von ihrem Bruder dessen hälf-

tigen Miteigentumsanteil hinzu. Mit Vertrag vom 07.09.2006 veräu-

ßerte die Klägerin das Objekt. In ihrer Einkommensteuererklärung für 

2006 gab sie den Gewinn aus der Veräußerung der Immobilie nicht 

an. Das beklagte Finanzamt dagegen berücksichtigte den Gewinn und 

setzte die Einkommensteuer entsprechend höher fest. Es war insoweit 

der Ansicht, die Ausnahmeregelung in § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 

EStG sei hier nicht anwendbar.

Die Klage hatte in erster Instanz keinen Erfolg. Das Finanzgericht (FG) 

meinte, eine Eigennutzung scheide schon deshalb aus, weil die Kläge-

rin im Streitjahr ihren Hauptwohnsitz in B gehabt und es sich bei dem 

Objekt um eine Zweitwohnung gehandelt habe, die sie lediglich für Fe-

rienaufenthalte genutzt habe. Der Gesetzgeber habe mit § 23 Absatz 

1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG nur beruflich genutzte Wohnungen begüns-

tigen wollen. Die hiergegen eingelegte Revision der Klägerin führte zur 

Aufhebung des FG-Urteils.

Das FG habe zu Unrecht die Voraussetzungen des § 23 Absatz 1 Satz 1 

Nr. 1 Satz 3 EStG (Nutzung zu eigenen Wohnzwecken) verneint, so der 

BFH. Nach § 22 Nr. 2 EStG seien sonstige Einkünfte auch solche aus 

privaten Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23 EStG. Dazu ge-

hörten gemäß § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 EStG Veräußerungsgeschäfte 

bei Grundstücken, bei denen der Zeitraum zwischen Anschaffung und 

Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt. Ausgenommen seien 

Wirtschaftsgüter, die im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertig-

stellung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken (1. 

Alternative) oder im Jahr der Veräußerung und in den beiden voran-

gegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken (2. Alternative) genutzt 

wurden (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG).

Der Ausdruck „Nutzung zu eigenen Wohnzwecken“ setze in beiden 

Alternativen lediglich voraus, dass eine Immobilie zum Bewohnen ge-

eignet ist und vom Steuerpflichtigen auch bewohnt wird, betont der 

BFH. Ein Gebäude werde auch dann zu eigenen Wohnzwecken genutzt, 

wenn es der Steuerpflichtige nur zeitweilig bewohnt, sofern es ihm in 

der übrigen Zeit als Wohnung zur Verfügung steht. Eine Nutzung zu 

„eigenen Wohnzwecken“ setze weder die Nutzung als Hauptwohnung 

voraus noch müsse sich dort der Schwerpunkt der persönlichen und 

familiären Lebensverhältnisse befinden. Ein Steuerpflichtiger könne 

deshalb mehrere Gebäude gleichzeitig zu eigenen Wohnzwecken nut-

zen. Erfasst seien daher auch Zweitwohnungen, nicht zur Vermietung 

bestimmte Ferienwohnungen und Wohnungen, die im Rahmen einer 

doppelten Haushaltsführung genutzt werden. Ist deren Nutzung auf 

Dauer angelegt, komme es nicht darauf an, ob der Steuerpflichtige 

noch eine (oder mehrere) weitere Wohnung(en) hat und wie oft er sich 

darin aufhält.

Anders als § 13 Absatz 1 Nr. 4a bis 4c des Erbschaftsteuergesetzes 

spreche § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG nicht von einem „Fami-

lienheim“. Vor diesem Hintergrund biete der Wortlaut der Vorschrift 

keinen Anhaltspunkt dafür, dass der Gesetzgeber nicht dauernd be-

wohnte Zweitwohnungen und ausschließlich eigengenutzte Ferien-

wohnungen von der Begünstigung ausnehmen wollte, so der BFH.

§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3  1. Alternative EStG setze voraus, dass 

die Wohnung im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstellung 

und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken genutzt 

worden ist. § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3  2. Alternative EStG verlan-

ge dagegen eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im Jahr der Veräu-

ßerung und in den beiden vorangegangenen Jahren. Im Jahr der Veräu-

ßerung und im zweiten Jahr vor der Veräußerung müsse die Nutzung 

zu eigenen Wohnzwecken nicht während des gesamten Kalenderjahrs 

vorgelegen haben. Es genüge ein zusammenhängender Zeitraum der 

Nutzung zu eigenen Wohnzwecken, der sich über drei Kalenderjahre 

erstreckt, ohne sie – mit Ausnahme des mittleren Kalenderjahrs – voll 

auszufüllen.

Hier habe die Klägerin nach den tatsächlichen Feststellungen des FG 

den von ihrem Vater erworbenen Miteigentumsanteil im Jahr der Ver-

äußerung (2006) und in den beiden vorangegangenen Kalenderjahren 

(seit Dezember 2004) in einem zusammenhängenden Zeitraum zu ei-

genen Wohnzwecken (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3  2. Alternative 

EStG) und den von ihrem Bruder erworbenen Miteigentumsanteil im 

Zeitraum zwischen der Anschaffung und der Veräußerung ausschließ-

lich zu eigenen Wohnzwecken (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3  1. 

Alternative EStG) genutzt. Daher habe sie mit der Veräußerung des 

Grundstücks kein steuerbares privates Veräußerungsgeschäft im Sinne 

des § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG verwirklicht.

Die Berechnung der festzusetzenden Einkommensteuer hat der BFH 

dem Finanzamt übertragen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 27.06.2017, IX R 37/16
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Vorzeitige Kreditrückzahlung: Bank darf keine  
300 Euro verlangen

Eine Bank darf für die vorzeitige und einvernehmliche Rückzahlung 

eines Immobilienkredits kein Zusatzentgelt berechnen. Das hat das 

Landgericht (LG) Frankfurt am Main entschieden und damit einer Kla-

ge des Verbraucherzentrale Bundesverbands (vzbv) gegen die Degussa 

Bank teilweise stattgegeben.

„Banken sind gesetzlich verpflichtet, das Darlehen nach einer berech-

tigten Kündigung des Kunden vor dem Ende der geplanten Laufzeit 

abzuwickeln“, sagt Jana Brockfeld, Rechtsreferentin beim vzbv. Das sei 

keine Sonderleistung, für die sie zusätzlich zu den Zinsen ein Entgelt 

verlangen dürfen.

Laut Preisverzeichnis hätten Degussa-Kunden für die Abwicklung einer 

„einvernehmlichen vorzeitigen Rückzahlung“ eines Immobiliendarle-

hens 300 Euro zahlen sollen. Damit habe sich die Bank ihren vermeint-

lichen Verwaltungsaufwand bezahlen lassen wollen, so der vzbv. Jetzt 

habe das LG dem Verband zugestimmt, dass das Zusatzentgelt Kredit-

kunden unangemessen benachteiligt.

Eine einvernehmliche Rückzahlung umfasse auch Fälle, in denen der 

Kreditnehmer das Darlehen wirksam gekündigt habe, so der vzbv wei-

ter. Ein gesetzliches Kündigungsrecht stehe dem Kreditnehmer zum 

Beispiel zu, wenn er die Immobilie verkaufen will oder zum Ende der 

Zinsbindung zu einer günstigeren Bank wechseln möchte. Ihre Kosten 

für die Abwicklung des Darlehens dürfe die Bank in diesen Fällen nicht 

auf den Kunden überwälzen. Sie seien bereits mit den Zinsen für das 

Darlehen abgegolten.

Nicht durchsetzen konnte sich der vzbv dagegen eigenen Angaben zu-

folge mit der Forderung, dem Kreditinstitut auch die Klausel „Bank-

auskunft 25 Euro“ im Preisverzeichnis zu untersagen. Der vzbv hatte 

kritisiert, diese unbestimmte Klausel ermögliche es der Bank, für belie-

bige Auskünfte Geld zu verlangen – selbst für solche, die dem Kunden 

aufgrund gesetzlicher Regelungen zustehen. Das LG habe die Klausel 

jedoch für zulässig erachtet. Aus den Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen (AGB) der Bank gehe hinreichend hervor, dass nur Auskünfte über 

die wirtschaftliche Situation des Kunden an Dritte kostenpflichtig sei-

en, nicht aber Kontoauskünfte gegenüber dem Kunden.

Der vzbv hat gegen diesen Teil des Urteils Berufung eingelegt. Er hält 

die „Bankauskunft 25 Euro“ weiterhin für intransparent, weil sie nicht 

auf die AGB verweist.

Landgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 21.12.2017, 2-10 O 177/17, 

nicht rechtskräftig

Konto-Prämie ist steuerpflichtig

Wer bei Eröffnung eines Kontos von der Bank ein Startguthaben er-

hält, muss diese Konto-Prämie gegebenenfalls bei der Steuererklärung 

angeben. Steuerlich gesehen handele es sich bei Konto-Prämien um 

so genannte Einkünfte aus sonstigen Leistungen, informiert die Ver-

einigte Lohnsteuerhilfe. Allerdings seien solche Einkünfte erst steuer-

pflichtig, wenn sie innerhalb eines Kalenderjahres die Freigrenze von 

256 Euro übersteigen. Wer also von seiner Bank ein Startguthaben in 

Höhe von 50 Euro bekommt und keine weiteren Einkünfte aus sonsti-

gen Leistungen hat, dessen Girokonto Prämie bleibe steuerfrei.

Einkünfte aus sonstigen Leistungen seien immer dann gegeben, wenn 

kein Arbeitsvertrag vorliegt und solche Einkünfte nur gelegentlich oder 

sogar nur einmalig anfallen, zum Beispiel bei der einmaligen Vermie-

tung eines Wohnmobils. Wer die Freigrenze überschreitet, müsse den 

gesamten Betrag in der Steuererklärung eintragen und versteuern. Al-

lerdings könnten Kosten rund um die Konto-Prämie abgezogen werden 

– zum Beispiel Fahrtkosten zum Kreditinstitut oder das Porto für die 

Verträge, so die Vereinigte Lohnsteuerhilfe. Die Summe, die nach Ab-

zug übrig bleibt, müsse dann gegebenenfalls versteuert werden. 

Wer von seiner Bank statt einer Geldprämie eine Sachprämie wie zum 

Beispiel einen eBook Reader oder eine Küchenmaschine bekommen 

hat, müsse den so genannten gemeinen Wert als sonstige Einkünfte 

angeben. Der gemeine Wert entspreche bei einem neuen Produkt in 

der Regel dem Preis, den man im Einzelhandel oder bei einem Online-

Händler für das Produkt zahlen muss.

Die gleiche Regelung gelte auch für Anleger, die eine Depot-Prämie 

von ihrer Bank bekommen haben, unterstreicht die Vereinigte Lohn-

steuerhilfe. Das Finanzamt mache keinen Unterschied, ob jemand pri-

vat ein Girokonto eröffnet oder als Anleger ein Aktiendepot auflegt. 

Sowohl die Konto- als auch die Depot-Prämie zählten zu den Einkünf-

Allgemeine 
Informationen
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ten aus sonstigen Leistungen. Es werde in beiden Fällen keine Abgel-

tungssteuer fällig.

Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V., PM vom 05.02.2018

Unter Walnussbaum geparkt: Grundstücks- 
eigentümer haftet nicht für Schäden durch  
herabfallende Nüsse

Wer im Herbst unter einem Walnussbaum parkt, bleibt auf den Schä-

den sitzen, die herabfallende Nüsse auf seinem Pkw angerichtet ha-

ben. Der Eigentümer des Grundstücks, auf dem der Baum steht, haftet 

selbst dann nicht, wenn einzelne Äste des Baumes über sein Grund-

stück hinaus auf das des Nachbarn ragen, wie das Amtsgericht (AG) 

Frankfurt am Main entschieden hat. 

Im konkreten Fall ragten die Äste eines Walnussbaumes 1,5 Meter auf 

ein Nachbargrundstück, auf dem der Kläger seinen Pkw abgestellt hat-

te. Der Beklagte hatte den Walnussbaum regelmäßig zurückgeschnit-

ten. Der Kläger behauptet, dass durch starke Winde mehrere mit Wal-

nüssen und mit Nüssen behangene Äste von dem Walnussbaum des 

Beklagten auf das Klägerfahrzeug gefallen seien und dabei mehrere 

Dellen am Gehäuse, der Motorhaube und dem Dach verursacht hät-

ten. Insgesamt sei ein Sachschaden von circa 3.000 Euro entstanden. 

Der Kläger war der Ansicht, dass der Beklagte dafür sorgen müsse, dass 

von dem Walnussbaum keine Gefahren ausgehen.

Das AG folgte dieser Einschätzung nicht. Es entschied, dass der Kläger 

im Herbst bei einem Walnussbaum mit dem Herabfallen von Nüssen 

rechnen musste. Denn dies sei eine natürliche Gegebenheit. Anhalts-

punkte dafür, dass der Baum krank gewesen sei, habe es nicht gegeben. 

Grundsätzlich sei es auch im Interesse der Allgemeinheit wünschens-

wert, dass in Städten Nussbäume vorhanden seien. Daher müssten die 

Verkehrsteilnehmer im Herbst damit rechnen, dass Walnussbäume 

ihre Nüsse verlieren.

Wer unter einem Nussbaum parkt, trage diesbezüglich das allgemeine 

natürliche Lebensrisiko.

Amtsgericht Frankfurt am Main, 32 C 365/17 (72), rechtskräftig

Kindergeld-Abzweigung darf nicht wegen  
Minderjährigkeit des Kindes abgelehnt werden

Eine Auszahlung des Kindergeldes an das Kind selbst darf nicht wegen 

Minderjährigkeit des Kindes versagt werden, da die Volljährigkeit kein 

gesetzliches Tatbestandsmerkmal des § 74 Absatz 1 Einkommensteu-

ergesetz (EStG) ist. Dies stellt das FG Schleswig-Holstein klar.

Die am 01.08.2000 geborene Klägerin begehrte die Abzweigung von 

Kindergeld für den Monat August 2016 an sich selbst. Die Kindesmut-

ter hatte am 27.06.2016 die sofortige Einstellung der Kindergeldzah-

lung und die Überweisung an das Jugendamt beantragt, da sie die el-

terliche Sorge an das Jugendamt abgegeben habe. Die Eltern gewähren 

der Klägerin keinen Unterhalt, sie erhielten Leistungen des Jobcenters. 

Kindergeld wurde letztmalig für Juli 2016 gezahlt und die Zahlung ab 

August 2016 eingestellt.

Daraufhin beantragte der Vormund der Klägerin für diese die Abzwei-

gung des Kindergeldes nach § 74 EStG. Die Beklagte erwiderte, dass 

nach der Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem EStG (Stand 

2016, Nr. V.32.3) eine Abzweigung nach § 74 Absatz 1 EStG an das Kind 

selbst als Abzweigungsempfänger nur möglich sei, wenn es volljährig 

sei und für sich selbst sorge. Hier scheide eine Abzweigung folglich 

schon deshalb aus, weil die Klägerin noch minderjährig sei.

Die hiergegen gerichtete Klage hatte Erfolg. § 74 Absatz 1 EStG eröff-

ne der  Familienkasse die Möglichkeit, das Kindergeld an eine andere 

Person als den Kindergeldberechtigten, insbesondere auch an das Kind 

selbst, auszuzahlen, so das FG. Diese Möglichkeit müsse zur Durchset-

zung der Zweckbestimmung des Kindergeldes im Falle von volljährigen 

und minderjährigen Kindern bestehen. Es seien insoweit keine dem 

Zweck der Ermächtigung entsprechenden Aspekte ersichtlich, warum 

bei der Abzweigung kategorisch zwischen voll- und minderjährigen 

Kindern differenziert werden sollte. Dies gelte umso mehr, wenn – wie 

im vorliegenden Fall – letztere kurz vor der Volljährigkeit stehen und 

ihnen ein Vormund bestellt ist.

Zwar erkannte das FG, dass hinsichtlich der Erfüllungswirkung einer 

Leistung an ein minderjähriges Kind Zweifel bestehen können, weil 

umstritten ist, ob ein minderjähriges Kind – wirksam – eine Annah-

me zur Erfüllung erklären kann. Probleme bei der Erfüllung einer Ab-

zweigungsverbindlichkeit seien zwar im Rahmen der tatsächlichen 
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Ausführung der Zahlung zu beachten. Sie könnten jedoch auf die 

Grundentscheidung der Abzweigung selbst keinen Einfluss haben und 

daher nicht zu einer Verweigerung der Abzweigungsentscheidung 

führen. Dies gilt nach Ansicht des FG zumindest dann, wenn – wie im 

Streitfall – der Minderjährigen ein Vormund bestellt ist und dieser die 

Abzweigung verlangt. Denn damit könne eine Einwilligung des Vor-

munds gemäß §§ 107, 1793 Absatz 1 BGB zum Empfang des Geldes 

angenommen oder jedenfalls herbeigeführt werden, sodass Zweifel an 

der Erfüllungswirkung bei einer Leistung an das Mündel nicht ersicht-

lich seien. Im Übrigen sei das Gericht nicht an die entgegenstehende 

Verwaltungsanweisung gebunden.

FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 28.06.2017, 2 K 217/16

Eltern: Ausbildungsunterhalt und  
BaföG-Amt-Vorschuss

Kinder haben gegen ihre Eltern einen Anspruch auf Unterhalt. Hierzu 

gehören auch die Kosten einer angemessenen Vorbildung zu einem Be-

ruf (§ 1610 Abs. 2 BGB). Wenn das BAföG-Amt in Vorschuss geht, kann 

es sich das Geld später von den Eltern wiederholen. So lief es auch bei 

einem Fall aus Cloppenburg, der vom 4. Zivilsenat des Oberlandesge-

richts Oldenburg zu entscheiden war.

Eine junge Frau hatte nach dem Realschulabschluss zunächst eine Aus-

bildung abgeschlossen. Danach besuchte sie die Fachoberschule und 

beschloss, auch noch ein Fachhochschulstudium zu absolvieren. Für 

das Studium erhielt sie BAföG-Leistungen in Höhe von 413 Euro mo-

natlich. Das Geld verlangte das BAföG-Amt von der Mutter der jungen 

Frau zurück, die über ein Monatsgehalt von rund 2.200 Euro verfügte.

Die Mutter weigerte sich. Sie argumentierte, sie hätte sich nicht auf 

eine Zahlungsverpflichtung einstellen müssen. Die Tochter habe eine 

abgeschlossene Ausbildung und könne ihren Lebensunterhalt selbst 

verdienen. Außerdem habe ihre Tochter während der Ausbildung er-

klärt, im Anschluss arbeiten und in dem Haus ihres verstorbenen Va-

ters wohnen zu wollen. Im Vertrauen darauf habe die Mutter einen 

Kredit für die Renovierung dieses Hauses aufgenommen.

Das Gericht konnte dieser Argumentation nicht folgen und gab im We-

sentlichen dem BAföG-Amt Recht. Die Eltern schuldeten dem Kind die 

Finanzierung einer Ausbildung, die den Fähigkeiten, dem Leistungswil-

len und den Neigungen des Kindes am besten entspreche und sich in 

den Grenzen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern halte. 

Wenn sich ein Kind in engem zeitlichem Zusammenhang nach einer 

Ausbildung zu einem Studium entschließe, sei auch die Finanzierung 

des Studiums geschuldet.

Voraussetzung sei allerdings, dass sich Ausbildung und Studium inhalt-

lich sinnvoll ergänzten.

Die Mutter könne sich auch nicht darauf berufen, dass die Tochter ihre 

Pläne geändert und ihre Absicht, auf Dauer in dem Haus ihres Vaters 

zu wohnen, aufgegeben habe. Dem ständen die persönlichen und be-

ruflichen Unwägbarkeiten gerade im Leben eines jungen Menschen 

entgegen, so der Senat.

OLG Oldenburg, Pressemitteilung vom 07.02.2018 zum Beschluss 4 

UF 135/17 vom 02.01.2018

Pflegeeinrichtung: Eine Pflegekraft für bis zu  
60 Bewohner ist evident unzureichend

In einer Pflegeeinrichtung genügt der Einsatz von nur einer Pflege(fach)

kraft in der Nacht evident nicht für die Betreuung von 50 beziehungs-

weise 60 Bewohnern. Dies hat das Verwaltungsgericht (VG) Cottbus in 

einem Eilverfahren klargestellt.

Das Gericht hatte über den Eilantrag des Betreibers eines Pflegeheims 

gegen einen Bescheid des Landesamtes für Soziales und Versorgung zu 

entscheiden. Dem Betreiber war auf der Grundlage des Brandenburgi-

schen Pflege- und Betreuungswohngesetzes aufgegeben worden, sich 

zu einer Vielzahl von – durch die Antragstellerin teilweise bestrittenen 

– Mängeln und zu deren Beseitigung zu äußern.

Der Eilantrag war nur hinsichtlich derjenigen Umstände erfolgreich, 

hinsichtlich derer die Antragstellerin bereits das Vorliegen eines „Man-

gels“ bestritten hatte, denn ein Vorschlag des Betreibers zur Behebung 

eines Mangels setze ein Mindestmaß an Kooperationsbereitschaft 

und die (nicht erzwingbare) Einsicht des Betreibers voraus, dass dieser 

Mangel besteht. Insoweit erweise sich das behördliche Verlangen da-

her als ungeeignet. Vielmehr müsste die Behörde direkt die Behebung 

des Mangels anordnen.

Hinsichtlich anderer Mängel, die das VG im Eilverfahren als festgestellt 

erachtet hat, blieb der Eilantrag hingegen erfolglos. So war es nach 
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Ansicht des Gerichts entbehrlich, die Behauptung einer pflegerischen 

Unterversorgung mit konkreten Beispielen zu untermauern, wenn die 

Versorgung von 50 beziehungsweise 60 Bewohnern von Häusern in 

der Nacht – darunter etwa 20 Bewohnern mit dem Pflegegrad 4 oder 

5, die nachts mindestens zweimal der Pflege bedürften – unstrittig le-

diglich durch eine Pflegefachkraft erfolgt.

Die Entscheidung kann mit der Beschwerde vor dem Oberverwal-

tungsgericht Berlin-Brandenburg angefochten werden.

Verwaltungsgericht Cottbus, Beschluss vom 22.11.2017, VG 5 L 294/17, 

nicht rechtskräftig

Ab März geltendes Schneideverbot für Hecken: Keine 
Pflicht zu vorherigem vorsorglichen Rückschnitt

Nach dem Bundesnaturschutzgesetz ist es grundsätzlich verboten, 

Hecken vom 01.03. bis zum 30.09. zu schneiden. Gleichzeitig enthal-

ten die Nachbarrechtsgesetze der Länder regelmäßig Bestimmungen 

darüber, wie hoch die an der Grenze stehende Hecke des Nachbarn 

maximal sein darf. Was aber ist, wenn die Hecke erst während der 

Vegetationsperiode die zulässige Höhe überschreitet? Muss sie dann 

schon vor dem 01.03. so weit gekürzt werden, dass sie auch nach die-

sem Datum die zulässige Höhe nicht überschreiten kann? Diese Fra-

ge hat das Landgericht (LG) Freiburg in einer Berufungsentscheidung 

verneint und damit eine anders lautende Entscheidung der Vorinstanz 

aufgehoben.

Ein Kläger hatte sich an der Hecke des Nachbarn gestört, da ihm die-

se besonders im Sommer zu viel Licht wegnimmt. Er meinte, die im 

konkreten Fall nach dem baden-württembergischen Nachbarrechtsge-

setz zulässige Höhe von 1,80 Meter dürfe an keinem Tag im Jahr über-

schritten werden. Dein Nachbar vertrat hingegen die Auffassung, die 

Hecke dürfe nur von Anfang Oktober bis Ende Februar die zulässige 

Höhe nicht überschreiten, zwischen dem 01.03. und 30.09. sei er zum 

Rückschnitt nicht verpflichtet.

Dieser Ansicht schloss sich das LG an. Weder gebe es nach dem Nach-

barrechtsgesetz eine Verpflichtung zu Form- oder Pflegeschnitten in 

der Vegetationsperiode noch sei der Nachbar verpflichtet, durch einen 

vorsorglichen Rückschnitt unter den Grenzwert während der Winter-

monate sicherzustellen, dass die Hecke auch während der Wachstum-

speriode die zulässige Höhe von 1,80 Metern nicht überschreitet.

Neben rechtlichen Überlegungen hat das LG sein Urteil auch mit prak-

tischen Erwägungen begründet. Eine Verpflichtung zum vorsorglichen 

Rückschnitt für den Eigentümer des Heckengrundstücks wäre näm-

lich mit der besonderen Schwierigkeit verbunden, dass das Pflanzen-

wachstum kaum vorhersehbar ist, sodass unklar bleibe, in welchem 

Maße vorsorglich gekürzt werden müsste, um sicherzustellen, dass die 

Grenzwerte auch während der Vegetationsperiode eingehalten wer-

den. Ein entsprechende Verpflichtung sei damit auch überhaupt nicht 

vollstreckbar. 

Landgericht Freiburg, Urteil vom 07.12.2017, 3 S 171/16

Biberschaden im Garten ist keine außergewöhnliche 
Belastung

Aufwendungen für die Errichtung einer Bibersperre und zur Beseiti-

gung von Biberschäden im Garten sind keine steuermindernden au-

ßergewöhnlichen Belastungen. Dies hat das Finanzgericht (FG) Köln 

entschieden.

Die Kläger machten in ihrer Einkommensteuererklärung Kosten für die 

Beseitigung von Biberschäden sowie für eine präventive Bibersperre 

als außergewöhnliche Belastungen geltend. Das Finanzamt erkannte 

diese Kosten nicht an. Mit der hiergegen erhobenen Klage beriefen sich 

die Kläger darauf, dass nur wenige Steuerzahler von solchen Schäden 

betroffen seien und sie sich den Kosten aus tatsächlichen Gründen 

nicht hätten entziehen können.

Dem folgte das Gericht nicht und versagte den Abzug. Die Schäden sei-

en zwar außergewöhnlich, aber nicht von existenziell wichtiger Bedeu-

tung. Die Biberschäden im Garten führten weder zur Unbewohnbarkeit 

des Hauses noch verursachten sie konkrete Gesundheitsgefährdungen. 

Dadurch hätten sie nicht den Schweregrad erreicht, der zur steuerli-

chen Berücksichtigung der Aufwendungen erforderlich wäre.

Die Kläger haben gegen das Urteil Nichtzulassungsbeschwerde ein-

gelegt, die unter dem Aktenzeichen VI B 14/18 beim Bundesfinanzhof 

geführt wird.

FG Köln, Urteil vom 01.12.2017, 3 K 625/17, nicht rechtskräftig


